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Es war ein Kopf-an-Kopf-Ren-
nen, wie es der Blick-«Abstim-
mungs-Kampf» selten gesehen 
hat! Zeitweise stand es im Duell 
zwischen FDP-Präsident Thierry 
Burkart (46) und SP-National-
rätin Jacqueline Badran (60) ge-
nau 50:50.

Das zeigt: Die Abstimmung 
über die Abscha� ung der 
 Emissionsabgabe polarisiert 
die Schweiz. Immerhin geht es 
um die Frage, ob Firmen ent-
lastet werden und der Staat 
auf 250 Millionen Franken ver-
zichten soll. So viel würde es 
nämlich kosten, die Steuer ab-
zuscha� en, die Unternehmen 
zahlen müssen, wenn sie Eigen-
kapital aufnehmen.

Am Ende hatte Badran die 
Nase vorn. Mit Verve hatte sie 
gegen die Abscha� ung argu-
mentiert, davon gesprochen, 
dass die Wirtschaft seit 25 Jah-
ren entlastet und die Bürger be-
lastet würden. Das zog am 
Schluss die Blick-Leserinnen 
und -Leser auf ihre Seite. 

Mit 5021 Stimmen oder 
54 Prozent entschied Badran 
die Diskussion für sich. Ihr 
Konkurrent Burkart, der auf 
 bürgerlicher Gegenseite argu-
mentierte, hat den Kürzeren 
 gezogen: Im  Voting mobilisierte 
Badrans  Seite einfach stärker, 
Burkart holte nur 4204 Stim-
men.

Badran dürfte zufrieden sein, 
ein erster kleiner Sieg ist ge-
scha� t. Wie es an der Urne aus-
geht, ist allerdings o� en. Doch 
die Blick-Leserschaft könnte re-
präsentativ sein. Auch in der Ab-
stimmungsumfrage von GfS Bern 
lagen die Gegner leicht vorn: 
Nur 42 Prozent der Befragten 
sprachen sich für die Abschaf-
fung aus, 49 Prozent dagegen.

Der Sieg bedeutet nicht nur 
Ruhm und Ehre: Dank Badran 
gewinnt die Nein-Seite auch ein 
Inserat im Blick. Dieses wird am 
Montag publiziert.  GIANNA BLUM

Dieser Sonntag 
bringt neue 
 Seiten. Morgen 
erscheint der 
SonntagsBlick 
erstmals in 
überarbeitetem 
Design: mit 
 frischen Far-
ben, eleganten 
Schriften und 
noch besserer Lesbarkeit. 

Entstanden ist das neue 
 Layout mitten in der Redaktion. 
Eine Projektgruppe unter der 
Leitung von SonntagsBlick-Vize 
Reza Rafi  und Art Director 
 Christian Waeber gestaltete 
 unzählige Seiten und Entwürfe, 
bis das neue SonntagsBlick- 
Layout endlich stand. 

«Wir erfi nden uns nicht 
 vollkommen neu, sondern haben 
das bisherige Erscheinungsbild 
 weiterentwickelt. Das Bedürfnis 
nach Information und Klarheit 
ist gross, das neue Layout 
 entspricht diesem Wunsch. Der 

SonntagsBlick steht für Herz 
und Verstand – das soll man ihm 
auf den ersten Blick ansehen», 
so SonntagsBlick-Chefredaktor 
Gieri Cavelty. 

Auch Ladina Heimgartner, 
CEO der Blick-Gruppe, ist vom 
Redesign überzeugt: «Das neue 
Layout unterstreicht die Trans-
formation, die der Sonntags-
Blick in den vergangenen Jahren 
vollzogen hat. Das Redesign ist 
nicht nur optisch ein Bekenntnis 
zum Printjournalismus, sondern 
bringt die hohe Qualität des 
SonntagsBlicks auch inhaltlich 
noch stärker zur Geltung.» 

GESPRÄCH: RENÉ SCHEU

I nfl ation – das Thema ist 
brandaktuell und kontro-
vers. Wie bedrohlich ist sie 

wirklich? Blick hat mit dem 
deutschen Top-Ökonomen 
Hans-Werner Sinn (73) gespro-
chen, einem Kritiker der Ver-
harmlosung. Unterhalten  haben 
wir uns per Video vor dem Bild-
schirm, aber deshalb nicht we-
niger lange und leidenschaft-
lich. Im Hintergrund, natürlich: 
eine Bücherwand. Davor: ein 
Ökonom im soliden Dreiteiler.

Herr Sinn, die Zinsen sind 
auf historischen Tiefständen. Und 
sie sind ja mehr als blosse Rechen-
grössen und sagen auch manches 
über die Gesellschaften und ihr 
Verhältnis zur eigenen Zukunft 
aus. Sind Tiefzins-Gesellschaften 
zukunftsmüde?
Hans-Werner Sinn: Nun ja, ich 
verstehe Ihren Punkt, rein phi-
losophisch gesehen. Dennoch 
würde ich aus ökonomischer 
Perspektive anders argumentie-
ren: Wenn der Zins null ist, wird 
die Zukunft gleich gewichtet 
wie die Gegenwart. Und das ist 
doch eigentlich erstaunlich. 
Denn in der alten Welt mit Zins 
war es genau umgekehrt: Dinge 
in der Zukunft mussten abge-
zinst werden, waren also im 
Grundsatz weniger wichtig. In 
unserer zinslosen Gegenwart 
hingegen ist die Zukunft sehr 
präsent, geradezu omnipräsent. 
Wir sind nicht zukunftsmüde, 
sondern wenn schon zukunfts-
fi xiert.
Die Zeit hat keinen Preis mehr, da-
mit wurden Geduld und Zuversicht 
gleichsam wertlos. Sind wir der 
 Zukunft darum vor allem im Modus 
von Furcht und Angst zugewandt? 
Es ist ja ständig die Rede vom Ende 
von allem Möglichen – der Demo-
kratie, des Kapitalismus, der Frei-
heit, des Menschen, des Planeten.
Ich sehe diese Signale und doch 
sehe ich die ganze Sache profa-
ner. Der Zins in Europa ist tief, 
weil die Europäische Zentral-
bank den Zins gesenkt hat. Sie 
hat dies getan, um die hoch ver-
schuldeten Staaten des Eurosys-
tems zu retten, deren Wettbe-
werbsfähigkeit im Euro gelitten 
hat. Die tiefen Zinsen sind kein 
Schicksal, sie resultieren nicht 
aus einer abnehmenden Er-
tragskraft des Realkapi-
tals und sind auch kein 
Ausdruck des Weltgeists, 
sondern ein politischer 
Entscheid. Es ging dar-
um, marode 
Staatsfi nanzen 
und alternde 
Firmen zu 
stützen, an-
statt die 
«schöpferi-
sche Zer-
störung» 
arbeiten 
zu lassen, 
wie es der 
Ökonom 
Joseph 
Schumpeter 
genannt hat. 
Bleiben wir also 
ökonomisch nüch-
tern. Die EZB ver-
sucht seit Jahren, 
durch   Zinsen 
nahe bei null und 
den Aufkauf von 
Staatspapieren 
eine Infl ation zu 
produzieren. 
Nachdem   sich 

eine solche im Aktien- und Immo-
bilienmarkt seit längerem zeigt, 
dürfte sie sich nun auch bei den 
Preisen normaler Alltagsgüter 
 abzeichnen. Aber plötzlich schei-
nen die Regierungen Angst vor der 
Infl ation zu haben, die sie selbst 
schürten.
Ich sehe die Angst nicht, im 
 Gegenteil. So mancher hoch ver-
schuldete Staat der Euro zone 
spekuliert insgeheim auf eine 
Entlastung durch die Infl ation, 
und die EZB agiert als 
 Erfüllungsgehilfe der Politik und 
versteift sich aufs Schön reden, 
bloss um nicht bremsen zu müs-
sen. EZB-Präsidentin Christine 
Lagarde hat an ihrer letzten 
Pressekonferenz bekräftigt: Die 
mittelfristige Infl ationsrate sei 
erst im Begri� , sich von unten 
dem Wert von zwei Prozent an-
zunähern – und sie sagte dies, 
obwohl die Infl ation der Güter-
preise in der Eurozone aktuell 
bei über fünf Prozent liegt, vor 
allem aufgrund eines dramati-
schen Anstiegs der  gewerblichen 
Erzeugerpreise. Das empfi nde 
ich als Realitätsverweigerung. 
Wir haben derzeit so viel Infl ati-
onsdruck wie noch nie seit den 
1950er-Jahren. Die Preise der 
Vor- und Zwischenprodukte lie-
gen in Deutschland 19 Prozent 
über dem Vorjahreswert, in Spa-
nien gar 30 Prozent darüber. Das 
muss uns nachdenklich stim-
men.
Es gibt allerdings namhafte Öko-
nomen, die zur Entspannung mah-
nen. Ihr Argument: Wegen der 
 Corona-Pandemie besteht ein 
Nachfrage-Überhang, zudem sind 
die weltweiten Fertigungs- und 
Lieferketten durcheinandergera-
ten. Doch werde sich all dies im 
Lauf des Jahres wieder legen – 
kein Grund zur Beunruhigung.
Natürlich werden sich die coro-
nabedingten Engpässe wieder 
aufl ösen, und natürlich wirkt 
dies infl ationsmindernd, gar 
keine Frage. Aber wir werden 
dennoch nicht zu den Infl ati-
onsraten vor diesem Buckel 
 zurückkehren, weil es infl atio-
näre Selbstverstärkungse� ekte 
gibt, die wir nicht im Gri�  
 haben. Und diese sind nicht 
 beruhigend, sie sind vielmehr 
massiv beunruhigend. 
Welche zum Beispiel?
Die Lohn-Preis-Spirale. Die 

 Gewerkschaften müssen 
und werden die aktuellen 
Preisentwicklungen in 
 ihren Lohnverhandlungen 
berücksichtigen – fünf Pro-
zent Infl ation bedeuten 

 einen Kaufkraftver-
lust der Arbeiter 
und Angestellten 
von fünf Pro-
zent. Die im 
Lauf dieses 
Jahres verhan-
delten Löhne 
 werden also 
um die vergan-
gene Infl ation 
steigen, und 
das wirkt zu-

mindest für das 
Jahr 2023 infl a-

tionssteigernd. 
Zweitens beobach-
ten wir heute um-

fangreiche Hams-
terkäufe – erst mal 
nicht bei den Käu-
fern der Endpro-
dukte, sondern bei 
den Herstellern. 
Alle Firmen versu-
chen, Vorprodukte 
auf Lager zu kau-

fen, um Produktionssicherheit 
zu haben. Das treibt die Güter-
preise ebenfalls massiv und regt 
weitere Hamsterkäufe an, was 
wiederum die Infl ation treibt.
Das geschieht kurzfristig. Gibt es 
auch anhaltende längerfristige 
Trends, die eine Infl ation begüns-
tigen?
Oh ja. Die Demografi e, also die 
Bevölkerungszusammensetzung 
europäischer Gesellschaften. Es 
scheiden immer mehr Men-
schen aus dem Arbeitsleben aus 
und werden zu Rentnern, wol-
len aber – das ist ihr gutes Recht 
– weiter konsumieren. Sie ver-
brauchen ihre Ersparnisse oder 
besorgen sich das Geld über 
 politische Prozesse von anderen 
Leuten, die welches haben. Sol-
cher Konsum ohne Produktion 
treibt die Preise, zumal die 
 arbeitende Bevölkerung ja auf-
grund rückläufi ger Geburten-
raten zugleich schrumpft.
Die Nachfrage nach Konsumgütern 
übersteigt das Angebot.
Man kann auch sagen, die Spar-
quote nimmt ab. Aber das läuft 
auf dasselbe hinaus. Und wir 
dürfen die grüne Revolution 
nicht vergessen, die beschlosse-
ne Sache ist: Man will aus den 
billigeren fossilen Energiequel-
len aussteigen und in die teure-
ren grünen einsteigen. Dieser 
Prozess ist im Gang. Die ganze 
Industriegesellschaft verdankt 

sich ja seit dem 18. und 19. 
Jahrhundert im Grunde neu 
 erschlossenen fossilen Energie-
quellen – und diesen Umstand 
wollen die europäischen Länder 
nun in einem gigantischen poli-
tischen, gesellschaftlichen und 
unternehmerischen Kraftakt in 
nur zwei bis drei Jahrzehnten 
zurückdrehen bzw. überwin-
den. Diese Revolution hat – ob 
sie nun gelingt, weil auch 
 andere Erdteile mitmachen, 
oder misslingt, weil wir Euro-
päer weiterhin allein auf weiter 
Flur bleiben – auf jeden Fall 
enorme Kostensteigerungen der 
europäischen Energie zur Folge.
Den entscheidenden Punkt für 
eine sich verstärkende Infl ation 
haben wir dabei noch gar nicht 
 angesprochen: den Geldüberhang. 
Gegenüber 2008, dem Jahr der 
 Finanzkrise, als die Wirtschaft mit 
genügend Liquidität ausgestattet 
war, besteht mittlerweile eine vom 
EZB-System gescha� ene Zusatz-
liquidität von 5000 Milliarden 
Euro. 5000! Das meiste Geld wird 
von Banken, Unternehmen und 
 Privaten gehortet. Sollte ein grös-
serer Teil davon in den Geldkreis-

lauf gelangen, dürfte die Infl ation 
schnell anziehen.
Das ist die grosse Gefahr und 
zugleich die grosse Unbekann-
te. Aus den 5000 Milliarden 
könnten die Geschäftsbanken 
sogar ganz legal 20  000 Milliar-
den Euro an Bankkrediten 
scha� en. Angesichts dieser 
Geldmenge wäre eine unglaub-
lich hohe Aufblähung des Preis-
niveaus möglich. Ich sage 
 bewusst «möglich», nicht «zwin-
gend». Denn letztlich weiss 
 niemand, was mit diesem Geld 
geschehen wird – auch die 
 Notenbanken nicht.
Wurden Notenbanken nicht 
 eigentlich gegründet, um die 
 Staaten zu fi nanzieren, also deren 
 Löcher zu stopfen?
Die Potentaten von einst brauch-
ten mehr Geld für ihren Hof-
staat und haben gezögert, den 
Zehnten zu erhöhen, weil es 
 unmittelbare Proteste der 
 Untertanen nach sich gezogen 
hätte. Also verfi elen sie auf die 
Idee, mehr vom Geld zu dru-
cken, um damit ihren Hofstaat 
zu bezahlen. Diesen Missbrauch 
des Münzrechts hat es in der 

 Geschichte immer wieder gege-
ben, und genau er hat stets von 
neuem Infl ationen hervorge-
rufen. So gesehen sind wir in 
der EU heute nicht viel weiter 
als im Feudalismus. 
Im Gegenteil: Die Staatsverschul-
dung ist in Demokratien sogar 
 demokratisch abgesegnet. Die 
Bürger verhalten sich ruhig, die 
 Regierungen haben erst mal nichts 
zu befürchten.
Das ist pointiert formuliert, 
aber es stimmt. Was für eine 
 Ironie. 
Wie würden Sie die aktuelle 
 Situation möglichst anschaulich 
 beschreiben?
Die Notenbanken sind wie ein 
Auto mit schlechten Bremsen, 
das den Berg hinunterfährt. 
Man will nicht bremsen, weil 
dann das Auto noch mehr ins 
Schlingern geriete. Zugleich 
 erkennt man mit Schrecken, 
dass die Kurven immer schwie-
riger werden.
Und die grosse Frage ist: Scha� t 
man es am Ende ohne Bremsen, 
oder kommt es doch zum gewalti-
gen Bremsmanöver?
Genau.
Was ist eigentlich der Unterschied 
zwischen Infl ation und Steuer für 
den Bürger und Steuerzahler?
Der Staat ist ein grosser Infl ati-
onsgewinner, weil er ein grosser 
Schuldner ist und weil sein an No-
minalwerten orientiertes Steuer-

system bei Infl ation überpropor-
tional viel Geld in seine Kassen 
spült. Auch gewinnt er, weil die 
Infl ation neue Möglichkeiten für 
Geldschöpfungs gewinne der 
ihm gehörenden  Notenbanken 
scha� t. Man spricht zu Recht von 
der «infl ation tax». 
In einem infl ationären Umfeld sind 
also die Gläubiger die Verlierer und 
die Schuldner die Gewinner. Was 
heisst das konkret?
Leute, die ein Leben lang gear-
beitet haben, sich der Pensio-
nierung nähern und einen 
 nominalgesicherten Vermö-
gensbestand haben, verlieren 
am meisten. Sie erhalten keine 
Lohnerhöhung mehr und sie 
sind nicht in Realwerte wie 
 Immobilien oder Aktien inves-
tiert, die die Infl ation teilweise 
au� angen.
Also der kleine Mann und die ein-
fache Frau von der Strasse?
So ist es. Das konnte man schon 
in der Hyperinfl ation im 
Deutschland der 1920er-Jahre 
beobachten: Am meisten leidet 
das Kleinbürgertum, also Leute 
mit bescheidenen Sparbüchern 
und Versicherungsverträgen, 
aber keinem Realkapital. Am 
Ende haben sie vor 100 Jahren 

alles verloren. Und diese Ohn-
macht – mitanzusehen, wie 
 alles den Bach runtergeht – hat 
diese Menschen verbittert und 
radikalisiert. Wir haben heute 
andere Verhältnisse, keine 
 Frage. Aber die soziale Unrast 
wird im Falle einer länger 
 anhaltenden Infl ation ebenfalls 
zunehmen, mit unabsehbaren 
Folgen für die politischen 
 Prozesse.
Und wer profi tiert von der Infl a-
tion, neben den hoch verschulde-
ten Staaten?
In erster Linie all diejenigen, die 
Kredite aufgenommen haben, 
um in Realkapital zu investie-
ren, also in Immobilien oder 
 Aktien. Die Preise von Immo-
bilien und Unternehmensaktien 
steigen für gewöhnlich mit der 
Infl ation. Es kommt hinzu, dass 
die meisten Unternehmen bei 
Banken verschuldet sind – das 
kommt ihnen zusätzlich zugute.
Kommen wir auf die Schweiz zu 
sprechen. Müssen wir uns mittel-
fristig Sorgen machen, wenn die 
Infl ation im Euroraum steigt – 
trotz Investorenfl ucht in den 
Schweizer Franken?
Nein. Die Schweiz ist das ein-
zige Land innerhalb des Euro-

gebiets, in dem keine nennens-
werte Infl ation der Erzeuger-
preise stattfi ndet. Der Franken 
wertet ständig auf, er ist sehr 
begehrt. Die Kaufkraft bleibt 
stabil. Sie sind in der Schweiz in 
einer beneidenswerten Lage. 
Und wenn allzu viel Flucht-
kapital in die Schweiz kommt, 
ist das auch nicht wirklich ein 
Problem. Die Schweizerische 
Nationalbank kann einfach 
Franken drucken und sie den 
Anlegern hinhalten – sie kann 
im selben Umfang ein internati-
onales Vermögensportfolio zu-
sammenkaufen, ähnlich wie die 
Norweger dies mit ihren Öl-
einnahmen machen.
Also sollte sich die Nationalbank 
in eine Art Schweizer Staatsfonds 
verwandeln? Sie druckt Franken, 
so wie die Norweger Öl schürfen, 
kauft damit Vermögenstitel und 
schüttet einen Teil des Gewinns an 
die Schweizer Bürger aus …
Ich verstehe den Konjunktiv 
nicht. Das ist doch seit Jahren 
die Strategie der SNB.
Sie schüttet einen kleinen Teil der 
Gewinne an die Kantone aus, 
 ansonsten aber bleibt eben Preis-
wertstabilität das höchste Ziel. 
Geldpolitik und Fiskalpolitik 
 werden in der Eidgenossenschaft 
fein säuberlich auseinandergehal-
ten. Sollte sich dies ändern?
Es gibt das, was geschieht, und 
es gibt die Art und Weise, wie 
man darüber redet. Die SNB hat 
Vermögensaktiva von rund 800 
Milliarden Franken, sie ist de 
facto ein Staatsfonds. Aber es ist 
bestimmt nicht an mir, der SNB 
irgendwelche Ratschläge zu er-
teilen. Davor hüte ich mich, die 
SNB macht einen hervorragen-
den Job. Und zum Glück hat die 
Schweiz eine eigene Währung.
Im Silicon Valley tragen manche 
Unternehmer stets Jeans, T-Shirt 
und Sneakers. Sie hingegen tragen 
immer Anzug und Weste. Ist dies 
ein bewusster Entscheid, um die 
Aufmerksamkeit des Publikums 
auf die Inhalte statt auf das Äus-
sere zu lenken?
Ich muss Sie korrigieren: Die 
Weste trage ich vor allem, 
wenns kalt ist.
Okay. Aber wie stehts um den 
Bart, der zu Ihrem Markenzeichen 
 geworden ist?
Der Bart ist so alt wie meine 
Ehe. Meine Frau mochte den. 
Ich trage ihn seit den frühen 
1970er-Jahren.
Sie wollen nicht wirken wie ein 
Seemann oder ein Pastor? Sie 
strahlen dadurch etwas Väter-
liches, Beruhigendes, ja Grund-
solides aus.
Es ist schön, wenn Sie das  sagen. 
Aber in der Zeit nach 1968 ging 
der Bart, wie ich ihn trug, ziem-
lich gegen den Strich. Der stand 
nicht für Solidität, sondern eher 
für Sturm und Drang. Auch 
wenn ich Ihre Uminterpretation 
mag, innerlich ist von dem 
Sturm und Drang auch nach 
 einem halben Jahrhundert noch 
einiges geblieben. 

Hier entsteht der 
neue SonntagsBlick
Ab morgen in neuem, frischem Design

«Die Notenbanken sind wie ein 
Auto mit schlechten Bremsen, das 
den Berg hinunterfährt.»

Badran schnappt 
sich das Inserat

Jacqueline Badran überzeugt die
Leserinnen und Leser mit ihren

Argumenten und gewinnt für das Nein-
Lager ein Gratisinserat im Blick.

SonntagsBlick-Chefredaktor Gieri Cavelty (l.), sein Stellvertreter 
Reza Rafi  (r.) und Art Director  Christian Waeber (M.) 

arbeiten am neuen Layout.

So sieht es im neuen SonntagsBlick aus: Entwurf einer Seite.

Corona-Massnahmen 
vorerst bis Ende Februar
Bern – Die Gesundheitskom mis-
sion des Nationalrats ist damit 
einverstanden, die geltenden 
Corona-Massnahmen über den 
Januar hinaus zu verlängern, 
wie der Bundesrat es will. Sie 
schlägt aber vor, die Homeo�  ce-
Pfl icht und die anderen Massnah-
men vorerst nur bis Ende Februar 
statt Ende März fortzuführen.

Kommission speckt 
bei Pfl ege-Initiative ab
Bern – Die Gesundheitskommis-
sion des Nationalrats will bei 
der Umsetzung der Pfl ege-Initia-
tive noch langsamer vorgehen 
als der Bundesrat. Sie will nur 
die Ausbildungso� ensive schnell 
vorantreiben. Für die gesetzliche 
Grundlage, dass Pfl egende direkt 
mit der Krankenkasse abrechnen 
können, will sie sich mehr Zeit 
 lassen. Die Gesundheitskom -
mis sion erwartet darüber erneut 
 langwierige Diskussionen.

Organspende 
kommt vors Volk
Bern – Künftig soll man sich in 
ein Register eintragen müssen, 
wenn man seine Organe nach 
dem Tod nicht spenden möchte. 
So will es das Parlament. Doch 
das letzte Wort wird nun wohl die 
Stimm bevölkerung haben. Denn 
wie das Komitee dagegen gestern 
mitteilte, kommt das Referendum 
zustande.

Clubs mit 70 Prozent 
weniger Umsatz
Zürich – Die Schweizer Nacht-
kulturbranche kämpft seit Einfüh-
rung von 2G+ Mitte Dezember mit 
Umsatzeinbussen zwischen 60 
und 70 Prozent. Das zeigt eine 
Umfrage der Schweizer Bar und 
Club Kommission. Die Mehrheit 
der Betriebe hat Angestellte in 
Kurzarbeit. Der Branchenverband 
fordert zusätzliche Hilfsgelder, um 
eine Konkurs- und Entlassungs-
welle zu verhindern.

Wirtschaft schwung-
voller als  erwartet
Basel – Die Ökonomen des 
 Forschungsinstituts BAK Econo-
mics korrigieren ihre Konjunktur-
prognose nach oben: Sie schätzen 
das BIP-Wachstum in der Schweiz 
für das abgelaufene Jahr 2021 
neu auf 3,6 Prozent nach zuvor 
3,5 Prozent. Für das laufende 
Jahr erwarten die Ökonomen ein 
Wachstum von +3,1 Prozent 
(bereinigt +2,9 Prozent), 2023 
soll die Schweizer Wirtschaft dann 
noch um 1,7 Prozent (bereinigt 
+2,1 Prozent) wachsen. 
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SMI 12 525.6 (–0.8%) .

DOW JONES 35 911.8 (–0.6%) .

EURO/CHF 1.04 ,

USD/CHF 0.91 ,

GOLD 53 367 Fr./kg m

ERDÖL 85.48 $/Fass m
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«Am meisten «Am meisten 
leiden Leute mit leiden Leute mit 
bescheidenen bescheidenen 
Sparbüchern»Sparbüchern»

Top-Ökonom und 
Bestseller-Autor
Hans-Werner Sinn (73) zählt 
zu den einfl ussreichsten deut-
schen Ökonomen der Gegen-
wart. Von 1999 bis 2016 war er 
Präsident des renommierten ifo 
Instituts für Wirtschafts-
forschung in München. Er ist 
 unter anderem Vorsitzender im 
Ordnungspolitischen Ausschuss 
des Wirtschaftsbeirates Bayern 
und Mitglied der Nationalen 
Akademie der Wissenschaften 
Leopoldina. Sinn hat mehrere 
Bestseller verfasst, zuletzt «Die 
wundersame Geldvermehrung: 
Staatsverschuldung, Negativ-
zinsen, Infl ation». Er lebt in der 
Nähe von München.
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3  1386 à Fr. 145.50
4 2062 à Fr. 68.75
2  20 404 à Fr. 34.75
3  35 096 à Fr. 22.50
3 88 805 à Fr. 16.55
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2 1 256 717 à Fr. 7.20

Im Jackpot 69 000 000.00

2. Chance 17 25 30 39 49
5  Kein Gewinner
4 131 à Fr.  950.00
3 6098 à Fr. 40.50
Alle Angaben ohne Gewähr

werbsfähigkeit im Euro gelitten 
hat. Die tiefen Zinsen sind kein 
Schicksal, sie resultieren nicht 
aus einer abnehmenden Er-
tragskraft des Realkapi-
tals und sind auch kein 
Ausdruck des Weltgeists, 
sondern ein politischer 
Entscheid. Es ging dar-
um, marode 
Staatsfi nanzen 
und alternde 
Firmen zu 
stützen, an-
statt die 
«schöpferi-
sche Zer-
störung» 
arbeiten 
zu lassen, 
wie es der 
Ökonom 
Joseph 
Schumpeter 
genannt hat. 
Bleiben wir also 
ökonomisch nüch-
tern. Die EZB ver-
sucht seit Jahren, 
durch   Zinsen 

massiv beunruhigend. 
Welche zum Beispiel?
Die Lohn-Preis-Spirale. Die 

 Gewerkschaften müssen 
und werden die aktuellen 
Preisentwicklungen in 
 ihren Lohnverhandlungen 
berücksichtigen – fünf Pro-
zent Infl ation bedeuten 

 einen Kaufkraftver-
lust der Arbeiter 
und Angestellten 
von fünf Pro-
zent. Die im 
Lauf dieses 
Jahres verhan-
delten Löhne 
 werden also 
um die vergan-
gene Infl ation 
steigen, und 
das wirkt zu-

mindest für das 
Jahr 2023 infl a-

tionssteigernd. 
Zweitens beobach-
ten wir heute um-

fangreiche Hams-
terkäufe – erst mal 
nicht bei den Käu-

René Scheu ist Philosoph, Blick-
Kolumnist und Geschäftsführer des 
Instituts für Schweizer Wirtschafts-
politik (IWP). Für Blick führt er 
regelmässig vertiefte Gespräche mit 
interessanten, manchmal polarisie-
renden, immer anregenden Persön-
lichkeiten. Hans-Werner Sinn gehört 
zum akademischen Beirat des IWP.

Der Franken als Fluchtwährung mache die Schweizerische Nationalbank (SNB) im Grunde zum Staatsfonds, 
sagt Ökonom Hans-Werner Sinn. Sie drucke Geld, so wie Norwegen Öl fördere. 

«Zum Glück hat die Schweiz 
eine eigene Währung.»
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«Abstimmungs-
Kampf» zur Stempelsteuer 


